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Vorlage Nr. 059/2024 

    
 

Abteilung 4.7 - Stadtgrün und Gewässer  
Sachbearbeiter(in): Sonnenfroh, Micha 
11.03.2024 
 
 
Beratungsfolge Sitzungstermin 

Gemeinderat (öffentlich) 20.03.2024 
 
 
 
 
 
Landesgartenschau – Altlastensanierung Altes Gaswerk 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Gemeinderat genehmigt überplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 
3 Mio. € für das Haushaltsjahr 2025 zum Zwecke der Altlastensanierung Altes Gaswerk unter 
Heranziehen der in der Vorlage aufgeführten Deckungsvorschläge.  
  
 
Begründung: 
Im Kerngebiet der Landesgartenschau 2028 in Rottweil liegt das Alte Gaswerk. Dieses wurde im 
Bereich eines ehemaligen Mühlenstandorts errichtet und liegt an einem alten Handelsweg, der 
viele Mühlen im Neckartal verbunden hat. Das Alte Gaswerk wurde über das Abrollgleis 200 mit 
Kohle beliefert und dort die Kohle vergast. Durch diesen Prozess wurde der Bereich des Alten 
Gaswerkes bis zum Felsgrund in über acht Meter Tiefe verunreinigt, u.a. mit Teerölen. Diese 
sind durch die Gasherstellung mit Kohle entstanden und auf dem Gelände in undichten Gruben 
gelagert worden. Neben Teerölen mit dem Hauptbestandteil Polyzyklische Aromatische 
Kohlenwasserstoffe (PAK einschließlich Naphthalin) befinden sich auch weitere Schadstoffe wie 
Aromatische Kohlenwasserstoffe (AKW bzw. BTEX u.a. Benzol), Cyanide oder Phenole im Boden 
und Grundwasser. 
 
Nach Beendigung der Nutzung als Gaswerk nutzte die ENRW diesen Bereich als Lagerfläche und 
Werkstatt. Seit fast 40 Jahren wird dieser Bereich untersucht und durch ein Grundwasser-
Monitoring überwacht. Erste Maßnahmen waren eine hydraulische Sicherung durch Abpumpen 
und Reinigen der ölhaltigen Wässer, ein Abbruch eines Gebäudes und – wegen anhaltender 
technischer Probleme der Pumpmaßnahme – ein Teilaushub. Anfang der 2000er Jahre wurden 
bei diesem Teilaushub, insbesondere der alten Teerguben (soweit diese zugänglich waren), 
bereits etwa zehntausend Tonnen kontaminiertes Material mit Kosten von etwa 1,3 Mio. € 
entfernt. Allerdings war damals bereits klar, dass noch umfangreiche Belastungen im Boden 
vorliegen und der Aushub lediglich als (monetäres) Äquivalent zu 15 Jahren Pumpmaßnahmen 
konzipiert wurde. Im Anschluss an den Teilaushub wurde deshalb mit vorhandenen 
Beobachtungsbrunnen 15 Jahre lang das Gebiet mit einem Monitoring weiter überwacht und 
am Ende des Zeitraums eine Neubewertung des Standorts vorgesehen. Das Grundwasser ist 
seither in beiden Grundwasserleitern (Quartär in etwa 3 bis 7m und Muschelkalk ab etwa 6 bis 
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7m Tiefe) mit Schadstoffen deutlich über den Prüfwerten der Bundes-Bodenschutz- und 
Altlastenverordnung (BBodSchV) belastet und hat eine Schadstofffahne gebildet, die im ersten 
Grundwasserleiter entlang des Neckars verläuft. Die Ausbreitung an Schadstoffen hatte bis 
2015 nicht weiter zugenommen, was dadurch begründet ist, dass die Schadstofffahne letztlich 
in den Neckar mündet. Die Konzentrationen in der Fahne waren stark schwankend mit teilweise 
leicht rückläufigem Trend. Die Neubewertung ergab nach einer weiteren Untersuchung der 
Abstromverhältnisse erstmals auch im Muschelkalk auf Grund eines verbesserten 
Fließrichtungsverständnisses deutliche Prüfwertüberschreitungen. In beiden 
Grundwasserleitern wurden die im Einzelfall maximal tolerierbaren Frachten gem. 
Landesvorgaben aber nur gering überschritten. Vor diesem Hintergrund wurde 2018 
vorgeschlagen, im Rahmen eines sog. MNA-Konzepts (monitored natural attenuation) den 
natürlichen Abbau der vorhandenen Schadstoffe und die damit verbundene Reduzierung der 
Frachten zu prüfen und aus Verhältnismäßigkeitsgründen vorerst auf weitere Maßnahmen zu 
verzichten. Die Bewertungskommission sah zum damaligen Zeitpunkt einen weiteren 
Teilaushub im Jahr 2018 als unverhältnismäßig an. Kriterien eines MNA-Konzepts sind 
insbesondere stationäre oder retrograde Schadstofffahnen, weshalb ein dreijähriges 
Monitoring im Rahmen des MNA-Konzepts die Einhaltung dieses Kriteriums bestätigen sollte.  
 
Seit 2019 / 2020 laufen Untersuchungen im Rahmen der MNA-Konzepts. Da sich ab 2021 / 2022 
ein ansteigender Trend der gelösten Schadstoffgehalte in beiden Grundwasserleitern 
abzeichnete, waren die Voraussetzungen des MNA-Konzepts nicht erfüllt, der natürliche Abbau 
reicht ohne technische Unterstützung nicht aus, was als Rückfalloption eine Sanierung 
bedeutet, deren erforderlicher Umfang in Bezug auf Quartär und Muschelkalk ein wesentlicher 
Punkt der jüngsten Untersuchungen war. Die genaue Abgrenzung der Schadensherde ist 
Voraussetzung einer wirksamen und effizienten Sanierung. Dabei soll sich auf Hotspots 
begrenzt werden, von denen der sog. nördliche Schadensherd die höchsten Belastungen 
aufweist und schlechtere Voraussetzungen für natürlichen Abbau zeigt. Offen ist derzeit noch, 
wie weit sich dieser Schadensschwerpunkt randlich unter das alte Gaswerksgebäude erstreckt. 
 
Die gelösten Schadstoffe machen nur einen Bruchteil des gesamten Potenzials aus, weshalb die 
Emission v.a. von schlecht natürlich abbaubaren Bestandteilen noch viele Jahrzehnte andauern 
wird, außerdem sind die Schadstoffe bereits bis in die tieferen Schichten des Muschelkalks 
vorgedrungen und haben auch dort eine Fahne ausgebildet. Konzentrationen und Frachten in 
beiden Grundwasserleitern wiesen zuletzt einen steigenden Trend auf. 
 
Ziel muss es deshalb jetzt sein, eine weitere Verschlechterung zu verhindern und den 
Schadstoffabstrom zu minimieren. Der Schutz des Grundwassers ist gesetzlich gefordert, 
Ermessensspielräume wurden in Bezug auf das Sanierungsziel bzw. dessen Verhältnismäßigkeit 
bereits für den konkreten Fall ausgenutzt. Die Sanierung ist unabhängig davon erforderlich, ob 
eine Landesgartenschau stattfindet oder entsprechende Nutzungen auf der Fläche stattfinden.  
Die aktuellen ergänzenden Untersuchungen mit dem Ziel der Überprüfung und Festlegung des 
endgültigen Sanierungsumfangs wurden von November 2023 bis Februar 2024 durchgeführt.  

 
Auf Grund der Förderfähigkeit wurden auch schadstoffbedingte Mehrkosten aus der Gestaltung 
zur LGS bzw. der Renaturierung des Neckars in die Kostenschätzung aufgenommen sowie 
verschiedene Aushubumfänge in ihrer Kosten-Nutzen-Bilanz verglichen (einschließlich einer 
Maximalschätzung einschließlich des südlichen Schadensherdes).  
 
Die aktuellen Sanierungskosten belaufen sich für den nördlichen Schadensherd (Kernzone 
400m²) ohne die förderfähigen Kosten zur Neckargestaltung und Renaturierung auf 2,6 Mio. € 
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netto (Eigenanteil der Stadt Rottweil 40% = 1,04 Mio. € netto). Noch offen ist eine ggf. 
erforderliche Erweiterung unter dem Bestandgebäude, die zu Gesamtkosten der 
Altlastensanierung von 3,6 Mio. € netto inkl. Gebäuderückbau führt (Eigenanteil der Stadt 
Rottweil 40% = 1,4 Mio. € netto). 

Im Haushalt 2024 sind für die Altlastensanierung des Gaswerks 600.000 € veranschlagt –
300.000 € in 2024 und mit Verpflichtungsermächtigung (VE) versehenden 300.000 € in 2025.  
Die eingeplante Zuschussquote liegt ebenfalls bei 60% (8.551002.010025: Altlastensanierung 
Gaswerk, Seite 417). Die für 2025 neu zu veranschlagenden VE belaufen sich somit auf 3 Mio. € 
mit einem Eigenanteil der Stadt Rottweil von 1,2 Mio. €. 

 

Die Steigerungen der darin geschätzten Sanierungskosten gegenüber den 2017/2018 bzw. 2020 
geschätzten Kosten ergeben sich aus folgenden Gründen: 

- im Mittel von etwa 5m auf etwa 7m vertiefter Bodenaustausches in der gesättigten 
Zone mit Spezialtiefbau (Großlochbohrungen)  

- ggf. Einbeziehung Gebäuderückbau 
- Einbeziehung zusätzlicher Untersuchungen zur Verbesserung der Daten- und 

Planungsgrundlage (u.a. erreichten viele alte Bohrungen gar nicht die erforderliche 
relevante Tiefe) 

- allgemeine Preissteigerung insbesondere im Bau- und Entsorgungssektor 
- Einbeziehung eines Risikozuschlags von 15% 

 
In der Sanierungsvariantenstudie von 2017 werden die Sanierungsvarianten Aushub und eine 
in-situ chemische Oxidation (ISCO) mit biologischer Abstrombehandlung gleichrangig bewertet. 
Auf Basis nicht-monetärer Beweggründe (technische Sicherheit des bewährten 
Aushubverfahrens sowie bessere Planbarkeit in Bezug auf die zeitliche Ausführung und 
Erreichung der Sanierungsziele) wurde dem Aushub der Vorzug gegeben. 
 
Die Bewertungskommission hat am 18. März 2024 getagt und das Sanierungskonzept diskutiert. 
Die gesamten Unterlagen (Förderantrag über Sanierungsmaßnahme (Gesamtmaßnahme), 
detaillierte Kostenschätzung, Darstellung der geplanten Maßnahme, Stellungnahmen, zeitliche 
Abwicklung) wird nun dem Verteilungsausschuss Altlasten (VA) im April 2024 vorgelegt und die 
abschließende Sitzung tagt im Juli 2024 mit einem voraussichtlich positiven Förderbescheid. 
Für die bisherige Sanierungsuntersuchung liegt ein Förderbescheid vor. Für die 
Genehmigungsplanung sind 15.000 € netto Planungskosten eingeplant, die mit 50% gefördert 
werden können. Bis Herbst 2024 kann für die Sanierungsmaßnahme die Sanierungsplanung 
erstellt und die Sanierung ausgeschrieben werden. Dabei entstehen etwa 15.000 € netto 
Planungskosten, die mit 50% gefördert werden könnten. 2025 könnte die Altlastensanierung 
erfolgen, die mit 60% gefördert wird. Die Dauer des Bodenaustausch wird auf drei Monate 
veranschlagt, eine Bodenbehandlung vor Ort und auch ein Wiedereinbau in der ungesättigten 
Bodenzone über dem Grundwasserspiegel sind auf Grund der vorliegenden Laboranalysen 
weder in Bezug auf die Verbesserung der Grundwassersituation noch in Bezug auf eine 
Kostenreduktion zielführend. 
 
Im Anschluss an die Sanierungsmaßnahme ist für zunächst fünf Jahre eine Erfolgskontrolle in 
Form eines Grundwasser-Monitorings erforderlich. In diesem Zeitraum normalisieren und 
stabilisieren sich die veränderten Grundwasser- und Schadstoffverhältnisse und es kann eine 
erneute Beurteilung des natürlichen Abbaus von Restbelastungen erfolgen. Dies kann für 
diesen Zeitraum auch gefördert werden. Die Weiterführung des GW-Monitoring wird in 
Abhängigkeit der Ergebnisse im Rahmen der BK-Sitzung diskutiert. 
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Finanzierung: 
Kosten sind im Haushalt abgebildet, allerdings nicht in der aktuellen dargestellten Höhe. 
 
Kosten:  

Im Haushalt veranschlagt:    Ja   Nein 

 
Deckungsvorschlag: 

  VE in 2025 
davon zur Deckung 

herangezogen 

Neubau Sporthalle 8.424101.110003 2.560.000 € 1.200.000 € 
Straße Neckartal Brücke DB-
Spittelmühle 

8.541000.010006 1.000.000 € 1.000.000 € 

Erschließung Hegneberg, 2. BA 8.541000.010063 500.000 € 400.000 € 
Radweg Spittelmühle bis in die Au 8.541000.010074 900.000 € 400.000 € 

Summe   3.000.000 € 
 
 
 
Zuständigkeit:  
Für Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung für die Stadt ist der Gemeinderat 
zuständig (§2 Absatz 3.1 Hauptsatzung). 
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